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Geſetzentwurfs, betreffend die Aufnahme einer Anleihe für Zwecke 
ber Marines und der Telegraphen verwaltung: 13787,553 
Thlr. für die Marine, 3,000,000 für Telegraphie, in Summa 16,787,553 
Thlr. Von dem für die Marine beſttmmten Theil der Anleihe ſollen 
9,437,706 Thlr. zum Bau von Kriegsſchiffen, 1,183 000 Thlr. für neue 
Schiffe und zu Schießverſuchen, der Reſt zu Garniſonbauten in Wil⸗ 
belmshaven, Kiel und Friedrichsort und zur Herſtellung einer zweiten 
Hafeneinfahrt in Wilhelmshaven, für den letzteren Zweck 4% Million 
Thaler verwendet werden. N ir 
Abg. v. Saint⸗Paul⸗Illaire (Korvetten⸗Kapitän ;. D.): 
Der Flottengründungsplan iſt von einer Seite als eine bloße Studie 
bezeichnet worden; das wäre allerdings ſehr zu bedauern, aber die 
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können. Es find aber die beiden Panzer korvetten, die im Flotten⸗ 8 
gründungsplan vorgeſehen waren, in dieſem Jahre hauptſächlich des halb 
nicht eingeſtellt, weil das Bedürfniß nach leichteren Korvetten in erſter 
Linie lebendig war, dem vorweg Genüge geſchehen mußte, nach 
ſolchen leichten Korvetten, die für die Sicherheit deuiſcher Angehörigen 
und Intereſſen in entfernten Gegenden verwendet werden konnden. 5 
Vergeſſen Sie nicht, m. H., daß weit über fünf Millionen Deutſche 2 
über die ganze Erde zerſtreut leben, daß es keinen Hafen in der Welt * 
giebt, in dem nicht Deutſche wohnen und deutſche Anſprüche zu ver⸗ m 
theidigen und zu umerſtützen möglich werden kann. Daß das deutſche 
Reich für dieſe Aufgabe zunächſt eine hinlänglich große Kraft auf⸗ 
wendet, iſt gewiß gerechtfertigt, und deshalb alſo iſt der Bau der 
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Telegraphiſche Nachrichten. 
Münſter, 1. Dezember. Nach offizieller Feſtſtellung iſt der Reichs⸗ 
Wabgeordnete v. Heereman (Zentrum), welcher in Folge ſeiner 
nennung zum Regierungsrath in Merſeburg fein Mandat nieder⸗ 
legt hatte, im Wahlkreiſe Münſter⸗Kösfeld wiedergewählt worden. 
Dresden, 1. Dezember. Der Artikel der „Norddeutſchen 
Ulgemeinen Zeitung“ über die in den „Preußiſchen Jahr⸗ 
lächern“ enthaltenen Mittheilungen zur Geſchichte der ſächſiſchen 
Politik wird vom „Dresdener Journal“ mit der Bemerkung abgedruckt, 


de ter in allen Beziehungen vollſtändig beitrete. Das] Regierung ſcheint heute langiamer vorzugehen, als ſie nach dem Plane beiden leichten Korvetten vorzeſtellt, ohne daß der Bau der beiden 
Sa es dem Artikel in g 5 beabfichtigte. Denn nach demfelben wäre im Marine Etat ein Ordi⸗ anderen aufgegeben iſt. Es it für dieſe bereits die Beſchaffung von 


Material, die Feſtſtellung der Bauſtellen u. ſ. w. ſo weit eingeleitet, 
daß im Beginn des nächſten Etatjahred die defür angeſetzten Gels 
mittel zur Perwendung kommen lönnen. In Bezug auf die Ausſchei⸗ 
dung des Monitor bemerke ich, daß auch ich den Flottengrünpungs⸗ 
plan mehr für eine Studie als für einen feſten Anhalt angeſehen habe. 
Der FFfloſtengründungsplan giebt Vorſchläge. Wie dieſe auszuführen, 
das hängt natürlich von dem Lauf der Entwickelung der Marine, von 
dem Fortſchritt der Technik und Wiſſenſchaft, von der Erfindung neuer 
Maſchinen, verbeſſerter Geſchütze u. ſ. w. ab, und das machte ſich 
eraze bei dieſem Monitor geitend. Der Monitor iſt nach meiner 
nficht ein veraltetes Schiff und ein veraltetes Projekt. Es mußte in 
erſter Linie unſere Aufgabe ſein, unſere Häfen zu ſchützen und für dieſe 
Aufgabe find die Kanonenbote das geeianetſte Mittel, da fie mit den 
ſchwerſten Geſchützen bewaffnet werden können, und vollſtändig Alles 
das leiſten können, was man vom Monitor erwartete. 5 
Abg. Rickert hat zunächſt ein formelles Bedenlen gegen die Ans 
leihe: es werden 17 Millionen Mark verlangt und ſchon 280,000 Me. 
Zinſen für die Hälfte des Jahres 1875 in Ausſicht geſtellt, während 
vollkommen hinreichende Beſtände und Ueberſchüſſe zur Dispoſttion 
ſtehen und gleichzeitig die Matrikularbeiträge erhöht werden follen. 
Die Budgelkommiſſion wird daher zu prüfen haben, ob wirklich für 
de Aufnahme einer ſo kleinen Anleihe hinreichender Grund vorliegt. 
Zur Sache ſelbſt hat der Redner im Gegenſatz zu dem Abg. v. St. 
Paul zu moniren, daß die Regierung zu raſch vorgeht und zu viel 
verlangt Man hat das in Preußen ſchon bei der Bewilligung der 
Eiſenbahnen erlebt: der Hr. Handelsminiſter kam in jedem Jahre mit 
einer neuen Eiſenbahnvorlage, und wenn man ſchließlich die Rechnun⸗ 
gen anſah, jo fand ſich, daß der Miniſter trotz aller auſgebotenen 
Kräfte nicht im Stande war, die ihm zur Dis poſition geſtellten Mit⸗ 
tel zu verausgaben. Genau dasſelbe wiederholt ſich bei den Marine⸗ 
1 ausgaben. Am Anfang des Jahres 1873 blieb bei dem Fonds zu den 
nonenboote vorhanden waren und ſiters gebraucht werden, io. er⸗ ei Marine pro 1872 bewilligt waren, 
f andere Zwecke als die Momtors; Diele letzteren] ein Beſtand von etwa 2— 23 Mill. Mk. Im Anfang dieſes Jahres 
* x 8 


5 Strommündungen vor feind⸗ blieb bei dem Fonds für em Aus ro 28— 
2 e ne allen t durch Kand 0 m e dere e Ber, n e e 4 
werden Augenblicklich iſt die faktiſche Kriegsflotte | alfo nicht im Stande geweſen, die bewilligten Mittel zu verausgaben, 
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ung, daß ihnen der frühere | Deutſchlands alſo nicht ſtärker als beim Ausbruch des Krieges 1870. | Wie viel im Jahre 1875 Beſtand in ihren Händen fein wird, läßt ſich 
Wir würden wahrſcheinlich daſſelbe erleben, was wir damals nicht überjehen, er wird aber ſicherlich erheblich höher fein als 1874. 
erlebt haben; wir waren genöthigt, uns in unſere Häfen zurück- Da darf man denn wohl fragen, ob ein Grund vorliegt, alle die E 
zuziehen und uns dort zu verrammeln, und das will einem Summen, welche in dem Extraordinartum des Marineekats und im 
Seemann gar nicht in den Sinn. Der Chef der Admiralität hat] dieſer Anleihevorlage ſpeziſizirt find, [don für das nächſte Jahr zu 
ſich, wie anerkannt werden muß, mit dem regſten Eifer und dem verlangen, zumal dieſe Vorlage in einem Punkte erheblich über den 
lehhafteſten Intereſſe an feine ſchwere Aufgabe herangemacht: aber es] Rahmen desjenigen hinausgeht, was die Bundesregierungen in der 
wäre zu wünſchen, daß er dem wichtigſten Theil der Aufgabe, dem Denkſchrift vom 21. April 1873 für erforderlich gehalten haben. Auf 
Schiffbau, ſeine erhöhte Aufmerkſamkeit zuwendete. Es ſcheint beis | Seite 41 derſelben iſt ausgeführt, daß die Mittel, welche für 
nahe, als würde manches Nebenſächliche zu ſehr gefördert und die 3873 und 74 verlangt werden für Wilhelmshaven, mit alleiniger 
Hauptſache in den Hintergrund gedrängt. Die Feſtungswerke von Ausnahme eines Dockbaues, für die Werft, diejenigen ſind, welche 
Kiel und Wilhelmshaven ſind fo gewachſen, daß 5 Kompagnien See⸗ überhaupt aufgewendet werden müſſen, um den Hafen für die Marine · 
artillerie zu ihrer Beſatzung und Vertheidigung neu gebildet werden) verwaltung vollſtändig fertig zu ſtellen (Hört! Hört!) Ein Jahr 
ſollen. Aber die Vertheidigung unſerer Häfen liegt nicht in den darauf wird eine zweite Hafeneinfahrt für Wilhelmshaven für unbe 
Feſtungswerken, alſo für die Jahde nicht ım Wilhelmsbaven, ſondern dingt erforderlich erklärt, die 10,200,000 Mark koſten wird. Die Mo⸗ 
in der Gegend von Wangeroog, und wenn wir den Feind nicht dort] tvirung dieſer Forderung läßt vermuthen, daß man hier mit zu gro⸗ 
ſchlagen, fo ift Wilhelmshaven dem Feinde preißgegeben, weil derſelbe] ßer Eile vorgegangen iſt und daß man fie beſſer für ein Jahr zurück⸗ 
vis auf Schußweite herankommt, die Feſtungswerke und Marines ſtellte, um fie ſpäler vor bem Reichstage beſſer zu moliviren. Es 
etabliſſements einfach zerſtört und zerſchießt und fo unfere ganze Ma⸗ | heißt, die gegenwärtige Hafeneinfahrt ſei nicht bequem genug, — das 
rine auf Jahre hinaus zurückwirft. Die Vertheidigung unſerer Häfen | ift jo nemlich alles, was dafür geſagt wird. Unmittelbar darauf 
Pei alſo weiter in die See hinausgeſchoben werden. Das ſeemänniſche | wird ausgeführt, daß die Arbeit für dieſe zweite Einfahrt am weck⸗ 
Perſongl iſt nach Kräften gefördert; die See⸗Artillerie, die man erſt mäßigſten und wohlfeilſten mit der Ausführung des projektirten Ems⸗ 
ganz abſchaſſen wollte, jo jetzt verdoppelt werden. Alles, was ſich | Jahodekanals in Verbindung zu bringen ſein würde, während dieſes 
auf den Unterricht bezieht, ut vorzüglich gefördert und wird daher Die letztere Projekt nach den Motiven noch gar nicht feſtgeſtellt ift. Der 
gute Stelle, welche unſere Marine in dem „europäſſchen Marinckon⸗ preußiſche Landtag hat zwar in feiner letzten Seſſion 200,009 Thaler 
zert“ einnimmt, erhalten bleiben. Es bleibt alſo nur zu wünſchen, daß als erſte Rate für den Ems⸗Jahdekanal bewilligt, aber dort ſchon 
der Kern der Sache vor allen Dingen tüchtig geförderckwird. mußte die preußiſche Regierung erklären, daß ein beſtimmtes Brojet _ 

Chef der Admiralität v. Stoſch: Die fur den Schiffsbau an⸗ nicht vorgelegt werden könne. Man will hier den Reichstag engagiren 
gewieſenen Mittel hätten ſich raſcher verausgaben laſſen, wenn wir] für eine Forderung von 10—11 Millionen Mark oder wahrſcheinlich 
die engliſche Induſtrie voll in Anſpruch genommen hätten. Der Bau für eine noch größere Summe, obwohl feſtſteht, daß die Arbeiten für 
von Schiffen allein aber konnte zu nichts führen, wenn es nicht auch] den Kanal noch nicht in Angriff genommen werden köunen und man 
gelang, das Perſonal für die Schiffe in derſelden Art zu entwickeln Jalſo an die Ausführung der zweiten Hafeneinfahrt noch nicht geben 
und zwar auf einem anderen Wege, als das durch den jährlich zu⸗] kann. Auch das wird zu unterſuchen fein, ob es richtig iſt, alle Mittel 
läffigen Erſatz und den fortſchreitenden Gang der Ausbildung von für die Nordſee lediglich auf den Jahdebuſen zu konzentriren, oder ob 
Offüzeren und Mannſchaften möglich war. Es iſt gam unmöglich, man nicht vielmehr daran denken wird, ſich einen anderen Punkt 
eine fo große Zahl von Offizieren auf dem gewöhnlichen Wege neu zu auszuſuchen, welcher wirklich einen ſicheren Stützpunkt für die Operg⸗ 
ſchaffen und auszubilden, wie es ein ſolcher foreirter Schiffbau erfor⸗ i 


narium von 18, ein Extraordinarium von 37 Millionen Mark zu er⸗ 
warten geweſen, ſtalt deſſen erſcheinen aber nur an fortdauernden 
Ausgaben 18 Millionen, an einmaligen 24 Millionen Mark, alſo 12 
Millionen weniger, als in Ausfiht genommen war. Wenn dieſe 
Summe eine Erſparniß bezeichnete, [ante das Haus damit wohl 
zufrieden fein; das iſt aber nicht der Fall. Die geringeren Forde⸗ 
rungen haben auf dem Gebiete des Schiff⸗ und Hafenbaues ſtatt⸗ 
gefunden, welche die beiden Hauptfaktoren für die Stärke einer 
Flotte bilden. Es wird aber zweifelhaft, ob die Friſt bis 1882, 
die zur Beſchaffung einer Flotte in Ausſicht genommen iſt, 
wird inne gehalten werden können. Denn die Entwickelung 
einer Flotte bedeutet ſo viel als maritimes Kriegsmaterial 
u ſchaffen und die zu ſeinem Gebrauche nöthige Mannſchaft erziehen. 
Dazu gehört aber etwas mehr als Schiffe und Seeleute, wenn dieſes 
auch die Hauptfaktoren bleiben. Deutſchland beitgt fertig und hoffent⸗ 
lich auch ſeetüchtige drei Panzerf egatten: „König Wilhelm“, „Klon⸗ 
prinz“ und „Prinz Friedrich Karl!“, die aber ſchon vor dem Kriege 
von 1870 vorhanden waren. Im Bau begriffen ſind 5 Panzerfregatten 
. und 2 Panzerkorvetten; letztere find jedenfalls tüchtige Schiffe, wenn 
auch nicht erſten Ranges, mit ſehr erheblicher Panzerung und ſtarker 
Artillerie. Es iſt ein neues Experiment, was man mit denſelben macht, 
aber warum ſoll denn die deuiſche Marine nicht einmal vorangehen? 
Hoffentlich wird das Experiment gelingen. Die Geſchütze ſtehen näm⸗ 
lich frei auf dem Verdeck und feuern über die Panzerhrüſtung hinweg. 
Es iſt nur zu hoffen, daß kein Schiff zu hoch fein wird, um über die 
Panzerbrüſtung hinweg das Verdeck dieſer Korvetten rein zu fegen. 
Wenn aber die Korvetten ſich wirklich gut bewähren, warum find 
dann nicht Mittel für den Bau von zwei weiteren Korvetten in den 
Etat aufgenommen, wie der Flottengründungsplan es vorausgeſetzt 
hatte? Auch ein Monitor war vorgeſehen, wird aber nicht gebaut, 
jondern ſtatt deſſen drei Panzerkanonenboote. Wenn auch ſtets Ras 


Eine politiſche Partei oder ein hervorragendes Mitglied einer ſolchen 
r den Artikel in den „Jahrbüchern“ verantwortlich zu machen. 
dlittſche Tendenzen vermuthe es bei dem Verfaſſer jenes Artikels 
ch. Der Verfaſſer deſſelben ſei nicht in einer den maßgebenden 
reiten Sachſens näher ſtehenden Perſönlichkeit zu ſuchen, ſondern 
der Artitel rübre wohl von einem Manne her, der vielleicht während 
Meiner Thätigkeit in Sachſen nicht die Anerkennung gefunden habe, die 
Et für ſich in Anſpruch nehmen zu dürfen glaubte. 

Karlsruhe, 1. Dezember. Bei der geſtern hier ſtattgehabten 
Pahl von 3 Mitgliedern der katholiſchen Stiftungskommiſ⸗ 
ion, an der römiſche Katholiken und Altkatholiken ſich betheiligten, 
And die altkatholiſchen Kandidaten gewählt worden. 

Brüffel, 1. Dezember. In der heutigen Sitzung der Deputir⸗ 
tenkammer kündigte der Abgeordnete Defuiſſaur an, daß er die 
Regierung über einige Fälle, in denen das Geleg über die Auslieferun · 
zen und Ausweifungen zur Anwendung gelangt ſei, zu interpelliren 
beabſichtige. Die Berathung der Interpellation wurde auf Freitag 
ſeſtgeſetzt. 

Verſailles, 1. Dezember. In der heutigen Sitzung der Na⸗ 
tio nalverſammlung wurde Buffet mit 348 Stimmen zum 
Bräjidenten gewählt. 205 Stimmzettel waren unbeſchrieben. Wie 
derlautet, dürfte die Botſchaft des Marſchall⸗Präſidenten wegen einiger 
\ drin vorgenommenen Abänderungen erſt am Donnerſtag eingebracht 
.. 
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5 F Journal“ erklärt dabei, daß es nicht daran gedacht habe, 
8 


Ei 
g 


einmaligen Ausgaben, die für die 


ane nie 
gan erheben auf's Neue die Forder f 
ohnſatz gewährt werde. — Die Manufakturfabrikbeſitzer von Shef⸗ 
zield haben, um der auswärtigen Konkurrenz entgegenzutreten, den 
Lohn für die Handarbeit herabgeſetzt. — Die „Daily News“ melden 
ter dem geſtrigen Tage aus Wien, der engliſche Botſchafter in 
FE nftanfinopel, Sir Harry Elliot, habe ſich bei der Pforte über 
2 das Wiederzunehmen des Sklavenhandels in den türkiſchen Beſitzungen 
Afrika beklagt, worauf der Großvezir die Anordnung wirkſamer 
Maßregeln zur Unterdrückung zugeſagt habe. — Prim Arthur, 
Herzog von Connaught, iſt bei feiner Anweſenheit in Norwich mit 
dem Pferde geſtürzt und hat ſich dadurch eine Verletzung des Fußes 
gezogen. Die Verletzung iſt indeß nur eine leichte, zu keinen Beden⸗ 
gen Anlaß gebende. 
Kopenhagen, 1. Dezember. In der beutigen Sitzung des 
Foltething brachte der Finanzminiſter einen Geſetzentwurf ein, 
urch welchen die Schleswig⸗Holſteiniſchen Speziesmünzen als Zah⸗ 
Muasmittel verboten werden. 
Petersburg, 30. November. Die Rückkehr des Kaiſers 
F Mbt in den nächſten Tagen bevor. Die Verzögerung der Heimreiſe 
del der Rückſicht des Kaiſers für den leidenden Zuſtand des Grafen 
Alerander Adlerberg zuzuſchreiben ſein, welcher als Miniſter des 
Merlichen Hauſes und Chef des kaiſerlichen Hauptquartiers den 
Aaiſer nach Livadia begleitet hat. — Alle Nachrichten aus dem In⸗ 
fern, ſoweit die Telegraphenverbindungen reichen, melden überein⸗ 
Ammend, daß der Verlauf der ſoeben ſtaltgebabten erſten Aushe⸗ 
ung nach dem Geſetze der allgemeinen Wehrpflicht ein durchaus gün⸗ 
er geweſen iſt. In allen Klaſſen hat ſich ein überraſchendes Vers 
dnißßfür die Wichtigkeit des neuen Geſetzes gezeigt, und ſtellt man 
zaſſelbe jetzt ſchon dem kaiſerlichen Dekrete über die Aufhebung der 
elbeigenſchaft an die Seite. 
Bukareſt, 30. November. Die Deputirtenkammer hat faſt 
gſammig den Fürſten Demeter Ghika zum Präſtdenten gewählt. Die 


3 ahl iſt der Regierung günfiig. 
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r N 0 \ ; Schi tionen im Kriegsfall bieten kann. Die Vorlage bedarf alſo der Prü⸗ 
dert hätte. Dies allein mußte beſtimmend fein für die Förderung des | fung in der Budgetkommiſſion in bohem Grade 
Schiffsbaues. Hiernach Basen wir gehandelt. So weit als möglich, Abg. Schmidt (Stettin): Ich würde mich dreimal beſinnen, ehe 
find in Ausführung des Etats alle Kräfte big zum Uebermaß anges ich mich entſchſetzen könnte zu einem zweiten Kriegshafen in der Nord⸗ 
| ER wendet worden und ein Vorwurf der Vernachläſſigung kann Niemand | fee meine Zuſtimmung zu geben, denn ich alaube, Wilhelmshaven hat 
Montevideo, 30. November. Nach hier eingegangenen Nachrich⸗ treffen. Was den Hafenbau auhetrifft, fc iſt es ja bekannt, daß bei] Preußen und Deufſchland ſchon zu viele Millionen gekoſtet, als daß 
M bat der Jufurgentengeneral Mitre einen Unterhändler nach dieſer lokalen Thätigkeit im Waſſer nur ſchwer und langſam gebaut } wir ibn jetzt auf eden und zu einem anderen Projekte übergeben könn⸗ 
enos⸗Ayres geſchickt, um über feine Unterwerfung unter die R werden kann. Nachdem einmal das Geld dewilligt und alle Pläne ] ten. Der Herr Marineminifter bat ſoeben darauf hingewieſen, daß 
der res g ‚ er ſeine es feſtgeſtellt waren, it mit Eifer und Lebhaftigkeit der Bau gefördert Waſſerbauten nur langſam vollendet werden könnten, ich wünſchte, er 
rungsgewalt zu verhandeln. worden. In Betreff des Materials hat der Vorredner richtig hervor bätte uns auch ihre Kostbarkeit zu Gemütbe geführt. Vor Jahren 
„ New⸗Nork, 1. Dezember. Der Major der Stadt, Havemeyer, gehoben, daß eine verdoppelte Zahl von Panzerſchiffen bereits projektirt] wurde uns im preußiſchen Abgeordnetenhauſe, wenn wir Ausgaben 
iR ganz plötzlich geſtorben. een on > au ker oa re 1338 um 8 bewilligen ſollten, jedesmal geſagt, es ſei nun Aus⸗ 
Nie de Janeiro, 30. November. Nach Mittheilungen der bieſi⸗ lichen Werften fo beidhrankt waren wie bisher, brauchte der Schiffsbau i weden e much als Lee Teer 4 5 4 9 
en Journale aus Buenos⸗Aires hat am 15. d. M. in der Nähe | bei denſelben ein Jahr mehr als die Privatwerften. Dieſe aber find | dert und nach den gemachten Erfahrungen glaubte ich went 
u Laverde eine dreiſtündige Schlacht zwiſchen Mitre und den Re 5 55 Maße a Anſpruch genommen, wie fie leiften konnten.] daß es die letzte Forderung fein wird. Die Budgetkommiſſion wird 
Angstruppen unter dem General Arias stattgefunden, deren Aus⸗ ft nach dem Wunſche des Hauſes vermieden worden, in England daher allen Anlaß haben, die Vorlage ernſtlich zu prüfen. Man führt 
Tunemiſchteden blieb. Die Regi m ae zu bauen, ſobald die Bauten in Deutſchland möglich waren; in Folge | ums beſonders an, die gegenwärtige Einfahrt in den Hafen fi um 
n en blieb. Die Regierungstruppen hatten einen deſſen mußte aher etwas mehr Zeil in Anſpruch genommen werden.] bequem — das 1 aber auch bei anderen Häfen zu, und Dampfe 


Die beiden im Ban begriffenen Paänzer⸗Korvetten, die der Vorredner ſchiffe pflegen in ihrer Maſchine die Kraft zu haben, derartige s 
erwähnte, find nach einem neuen, bisher von keiner anderen Marine en 6 überwinden. Unſer beſter Hafen an der Oftſerfäſte ame 
verſuchten Muſter geſchaffen. Daß ein folder Plan Zeit braucht, che es ift das allerdings nunmehr 5 Jahrzehnte ber — damals 4 Millio⸗ 
er alle vorbereitenden Stadien durchlaufen hat und che die Ber- | nen Thaler, und wir ſchätzen uns im preußiſchen Abgeordnetenbauſe 
waltungd- und die techniſch⸗wiſſenſchaftlichen Bebörden darüber einig glücklich, wenn heute einmal 80 — 100,000 Thaler für einen Hondels⸗ 
find, iſt ſelbſtredend. Ich glaube, es iſt viel, daß die Admiralität bei | bafen ausgegeben werden ſollen; fur die heute geforderten 1 Million 
Beginn dieſes Jahres vollſtändis einig mit ſich war über das, was fie | könnten wir ſämmtliche Handelshäfen unferer Oſtſeeküſte aus⸗ 
wollte und was ſie für wichtig hielt. Ich glaube nicht, daß andere | bauen. Dazu kommt, daß Wilhelmsbaven unſerer Handels. 
Marinen in Europa darin weiter und entſchiedener hätten vorgehen ! marine gar keinen Nutzen bringt, die Hoffnung, welche dei der 


Deutſ⸗her Reichstag. 

5 22. Sitzung. ; 

F. Berlin, 1. Dezember, 1 Uhr. f 

e e e ee 
uf der Tagebordunung ſteht zunächſt die erſte Berathung des 


Gründung der Anlage ausgeſprochen wurde, daß der Ort ein zweites 
Marſeille werden würde, hat ſich nicht beſtätigt, und konnte um fo 
weniger zur Wahrheit werden, als die Jahde nicht ins Land geht, wie 


A A } 
die Eihe und andere Flüffe. Wenn es richtig ift, daß Wilhelmshaven 
N am beften zwiſchen den „Sänden“ vertheidigt wird, jo reichen ſicher⸗ 
h lich dieſe 4 Millionen nicht hin, um den Hafen vertheidigungsfählg zu 
machen. Dabei fällt noch ins Gewicht, daß der Kanal, welcher Wil⸗ 
N belmshaven mit den Kohlenrevieren Weſtfalens in Verbindung ſctzen 
ſoll, jetzt ganz in den Hintergrund tritt. Gerade um jenes kemmer⸗ 
ziellen Zweckes willen hatte das Projett früher für Manchen etwas 
Anziehendes, derſelbe kommt aber heuie neben den militäriſchen Ge⸗ 
ſichts punkten gar nicht in Betracht. Aus allen dieſen Gründen kann 
uns die Annahme der Vorlage ohne gründliche Prüfung derſelben 
8 nicht zugemuthet werden, und deshalb empfehle auch ich die Ueberwei⸗ 
f 


ſung des Entwurfs an die Budgetkommiſſion. 

Dieſe Vorlage betreffend die Marine⸗Anleihe wird darauf einſtim⸗ 
mig an die Budgetkommiſſion veriwiefen und daſſelbe geſchieht auch auf 
% den Antrag Hänel's mit dem Marine-Etat ſelbſt, der ſich getrennt 
N von der Anleihe nicht prüfen läßt. Nach der Tagesordnung ſollte die 

zweite Berathung des Reichs haushalts für 1875 mit dem Ma⸗ 

rine⸗Etat beginnen, nach dem foesen gefaßten Beſchluß wendet ſich die 

ver Beratbung den übrigen, nicht an die Budgetkommiſſion verwie⸗ 
enen Einzeletats, zunächſt dem des Reichskan zleramte s, zu. 
r übergehen wir alle ohne Diskuſſion genehmigten 
g oſitionen. u 
1 Die für den Direktor des neu zu ſchaffenden Reichs juſtizamts 
N verlangten 15.000 Mark veranlaſſen den Abg. Lasker zu folgenden 
Bemerkungen: Man darf zwar hoffen, daß die einzelnen Reichsämter 


5 ihre Selbſtſtändigken allmälig gewinnen und ſich von jever Einwir⸗ 
- kung frei machen werden, aber ich billige nicht die Art und Weiſe 
| ihrer Einrichtung. So cerideint es mir auch nicht richtig, daß man 

das Juſtizamt zu einer Abtheilung des Reichskanzleramtes machen 


nur zwei Wege giebt, entweder völlig ſelbſiſtändige Miniſterien mit 


will. Ich glaube nicht, daß es für die Organiſation dieſer Aemter 


voller Veramwortlichkeit oder Abtheilungen des Reichskanzleramts. 
Der Herr Reichskanzler hat ja eine Abneigung gegen völlig ſelbſtſtän⸗ 
dige Reſſorts und dieſelbe findet in den in Preußen beſtehenden Ver⸗ 
N hältniffen ihre Bezrindung. Ich habe gelegentlich im Reichstage des 
Norddeutſchen Bundes ſchon entwickelt, daß in einem konſtitutionellen 
ber Staate ein Miniſterium mit einer völlig ſelbſtſtändigen Politik ver 
f einzelnen Reſſorts vom Uebel iſt und daß das Kollegium der Miniſter 
ven einem einheitlichen Geiſte getragen werden müſſe. Nur dann ſind 

. die einzelnen Miniſterien eine Stütze für nicht gegen emander. 
Dieſe Frage ſteht aber hier nicht zur Entſcheidung. Nach unſerer 
Reichsverfaſſung iſt der Reichskanzler ſchun ber lebendigem Leibe ein 
9 abftrakter Begriff (große Heiterkeit), ihm werden Inſtitutionen 
übertragen, welche ſelbſtſländig zu kontroliren ein Menſch gax nicht 
| im Stande iſt. So lange jedoch in dieſer Beziebung nicht eine Aende⸗ 
rung der Verfaſſung vorgenommen wird, muß Biel: Lage der Dinge 
* heſtehen bleiben. Darauf aber können und müſſen wir binwirken, daß 
nicht auch der Präſident des Reichskanzleram e ein abſtrakter Begriff 
wird; und in der That fängt derſelbe ſchon an, aus der konkreten 
Welt in die abſtrakte zu gelangen. (Erneute Heiterkeit). Es ſoll ihm 
nunmehr eine Abtheilung unterftellt werden, welche er zu kontroliren 
nicht im Stande iſt. Sein oberſtes Decernat wird deshalb eine rein 
äußerliche Dekretur ſein. 
Präſtdenten des Reichskanzleramte vollkommen an; ich wünſche aber, 

| daß feine Kräfte au derjenigen Stelle verwendet werden, wo fie dem 
Reiche wi kliche Dienſte leiſten können. Man gebe deshalb dem Reichs⸗ 

| juſtizamt ein Haupt, welches ſich ſelbſiſtändig und nach feiner eigenen 
Einſicht frei bewegen kann. Das Sr t einer Behörde muß nothwen⸗ 
vigerweiſe im Stande ſein, mit Geſchäftskenntniß in die Geſchäfte ein⸗ 
zugreifen. Es giebt jetzt ſchon fo viele Abtheilungen im Reichskanzler⸗ 
amte, daß es ſchwer iſt, für daſſeibe ein Haupt zu finden, 
welches eine fachliche Kenntniß aller einzelnen Geſchäftszweige be⸗ 


g ſitzt Wenn man nunmehr die Abſicht hat, ſtatt ſeleſtſtändiger 
4 Miniſterien ſelbſtſtändige Aemter für die Aufgabe des Reiches 
zu ſchaffen, fo müſſen dieſe Behörden mit derjenigen Selbſtſtän⸗ 
digkeit ausgeſtattet fern, welche zur Erfüllung ihrer Aufgabe nothwen⸗ 
1 dis iſt. Das feinfühlige Mitglied für Meppen (Abg. Windthorſt) bat 


BD elegentlich einmal dieſe neue Inſtitution des Juſtizamtes als einen 
mbryo bezeichnet, weil der Herr Abgeordnete ein Verſtändniß dafür 
hat, daß dasjenige, was einem ſolchen Amte zugewieſen werden muß, 
nicht von einer einzelnen Abtheilung einer anderen Behörde erledigt 
werden kann. Schon bei der Aemterbeſetzung tritt klar hervor, welcher 
Unterſchied gemacht werden muß, je nachdem man es mit einer ober⸗ 
lien Reichsbehörde oder nur mit einer Abtheilung einer ſolchen zu thun 
hat. Unter den Herren am Bundesrathstiſche ſehe ich Kräfte genug, 
welche einer Central⸗Behörde vorſtehen könnten. Zu Direktoren einer 
Abtheilung der Ceutral⸗Bebörde müſſen aber Kräfte herangezogen wer⸗ 
den, welche mit genauer Geſchäftskenntniß ausgerüſtet find und nicht 


{ der unmittelbaren Aufſicht des Reichskanzlers, ſondern der einer zwi⸗ 


ſchen dem Reichskanzler und ihnen ſtehenden oberen Behörde unterſte⸗ 


| ben. Dieſer Wen ſcheint mir der einzig richtige zu fein und ich erlaube 


mir deshalb die Anfrage an die Regierung, welche Hinderniſſe vorla⸗ 
gen, daß man für das Juſtizamt nicht eine beſondere Reichs hehörde 


eingerichtet hat und erwarte eine Auskunft darüber, welche Nortbeile 


dium des Reichskanzlers gehen und der Gedan 


man ſich von dem eingeſchlagenen Wege verſpricht. Da nach der Ver⸗ 
faflung uns gegenüber der Reichskanzler die einzige formale Verant⸗ 
wortung hat, fo muß auch ein oberſtes be pr durch das Me⸗ 

e de n bleiben, 


als ob die Errichtung einer oberſten Reichsbehörde für die Juſtizange⸗ 


4 legenheiten eine Veränderung der Stellung des Reichskanzlers mit ſich 


1 bringe. Wenn man für die Angelegenheiten der Marine eine ſelbſt⸗ 


g ſtändige Behörde geſchaffen hat, warum ſchafft man eine ſolche nicht 


tung im Reiche find wir bei Gelegenheit der Debatte über den Bank⸗ 
geſetzentwurf denſelben Schwierigleiten begegnet wie heute und wir ha⸗ 
ben damals bei hellem Tage mit der Laterne nach derjenigen Perſön⸗ 


0 lichkeit geitucht, welche die Finanzverwaltung leitet. Wenn aber die Re ⸗ 


[ 
1 
auch für ie Juſtizangelegen heiten? In Beziehung der Finanverwal⸗ 
0 
1 


gierung darauf beſtehen ſollte, daß wir die Einrichtung des Juſtizamts 
in der vorgeſchlagenen unvollkommenen Form gewähren, fo werde ich 
ihre Forderun nicht verweigern, weil ich glaube, daß man dem Reiche 
die geringere Kraft nicht um deswillen entziehen müſſe, weil man ibm 
die größere Kraft nicht geben kann. Stets aber werde ich darauf bin⸗ 
wirken, daß au jever Sielle organiſch gebildete, ſelbſtiändige Aemter 
eingerichtet werden. (Beifall. 5 
Präſident Delbrück: Die Hauptaufgabe des Reichsjuſtizamſes 
wird in der Ausarbeiſung von Juſtiggeſezentwürſen beileyen. Nun 
hat man in Preußen die Erfahrung gemacht, daß ein von der Ver⸗ 
waltung völlig losgelöſtes Geſetzgebungsminiſterium eine verunglückte 


Schöpfung iſt. Obgleich die Geſetzgebungskommiiſion in Preußen un⸗ 


ter der Leung des hochberühmten v. Savigny ſtand, iſt fie dennoch 
untergegangen, ohne etwas aeleiliet zu haben, weil fie nämlich in kei⸗ 
nem Rapport mit den Berwaltungsorsanen ſtand. Das Juſtizamt 
mußte deshalb mit ſolchen Organen in Verbindung geſetzt werden und 
aus dieſeen Grunde bat die Regierung Ihnen porgeſchlagen, das Amt 
als Abtheilung des Reichskanzleramts zu konſtituiren. Würde das Ju⸗ 
fiizamt eine ſelbſtſtändige Behörde, ſo würde fie ſich völlig ahſchließen 
von den Organen der Verwaltung und auf ben Weg der Vota und 
Gegenvota kommen, welchen Weg ich nach den von mir emachten Er⸗ 
fahrungen als einen guten nicht bezeichnen kaun. Den Ausdruck, mit 


7 welchem der Herr Abg Windthorſt die neue Inftitution bezeichnet ha⸗ 


ben fol, nämlich als Embryo, kann ich in einem gewiſſen Sinne at: 
zeptiren. Denn erſt, weun die Ihnen jetzt vorliegenden Juſtizgeſetzent⸗ 
würfe in Wirkſamkeit getreten fein und wir ein Reichsgericht haben 
werden, wird es an der Zeit fein, die Frage zu erbrtern, ob es zuträg 

1 lich ift, für die Juſtizan gelesen leiten eine beſondere oberſte Reichsbe⸗ 
hörde zu Schaffen. Für jetzt liegt dies ganz gewiß nicht im Intereſſe 
der Sache. 


Fi Fürſt v. Bismarck: Ich will mir nur einige Bemerkungen 


erlauben über die Verautwortlichkeit, die ich als Reichskanzler zu tra⸗ 
en glaube, und meine Anſicht über die Frage ausſprecher, in wie weit 
ch mich zu einem abſtrakten Begriffe verflüchtige, in wie weit ich ma⸗ 
teriell in die Sachen einzugreifen habe, um unter Umſtänden meiner 


Ich erkenne die hohen Verdienſte des Herrn 


Verantwortlichkeit gerecht werden zu können. Es wäre ja von mir 
eine ſehr anmaßliche Behauptung, wenn ich glaublich zu machen 
verſuchte, daß ich alle Einzelnheiten des weiten Geſchäftskreiſes, für 
den ich die Verantwortlichkeit zu tragen habe, ſelbſt zu überſehen 
und ſelbſtthätig zu betreiben oder auch nur mit Sicherheit zu 
beurtheilen vermöchte Darin kann meines Erachtens die Verant⸗ 
wortlichkeit eines Reichskanzlers nicht geſucht werden, daß jede ſpezielle 
Maßregel, die innerhalb des ganzen Bezirks, worin er verantwortlich 
iſt, geſchieht, gerade als wie von ihm perſönlich herrührend ange⸗ 
ſehen wird. Es kann im Gegentheil mitunter vorkommen, daß ich 
mit einer Vorlage ſogar perſönlich nicht ganz einverſtanden hin, daß 
ich mir aber der ſachkundigen Quelle gegenüber, aus der ſie fließt, 
vor öffentlicher Erörterung und durchgreifender Diskuſſion nicht 
die ſachtundige Autorität zufraue, um auf meinen eigenen Kopf hin 
der Sache zu widerſprechen, ſondern ich ſage, ich will es lieber 
gehen laſſen, bis ich genügend unterrichtet bin. Ich bin meines Er⸗ 
achtens dafür verantwortlich, daß an der Spitze der einzelnen Bran⸗ 
chen der Reichs verwaltung Leute ſtehen, die nicht nur dazu befähigt 
ſind, ſondern die ihre Verwaltung auch im Großen und Ganzen in der 
Richtung des Stromes führen, den das deutſche politifche Leben nach 
der augenblicklichen Lage des deutſchen Reiches zu laufen genöthigt if; 
daß lein Zwieſpalt nicht nur innerhalb der verſchiedenen, laſſen Sie 
mich den Ausdruck gebrauchen, Reichminiſterien, ſondern auch kein 
dauernder, prinzipieller Zwieſpalt innerhalb der verſchiedenen großen 
Körperſchaften, die dem Reiche ſeine Geſetze und ſeine Einrichtungen 
geben, einreiße, auch kein Mißtrauen und keine Feind ſchaft zwiſchen 
den einzelnen Bundes mitgliedern. Im Weſentlichen glaube ich, daß 
ich dafür verantwortlich bin, daß an jeder Stelle, die ich beſetze, auch 
Jemand ſteht, der nach dem gewöhnlichen Ausdrucke tanti iſt, dieſe 
Geſchäfte zu beſorgen. Für alle Einzelheiten mir die Verantwortung 
zuzumuthen, das wäre ſehr unrecht, das wäre ein Uebermenſchliches 
von mir verlangt. Sie dürfen deshalb nicht ſagen, daß dadurch ein 
Theil von mir als ungedeckt von irgend einer Verantwortlichkeit er⸗ 
klärt werde, indem derjenige, der die Geſchäfte führt, die Verantwort⸗ 
lichkeit nicht trägt, und derjenige, der die Verautwortlichkeit hat, ſich 
damit eutſchuldigt: Ich kaun das unmöglich alles überfehen; ſondern 
Sie müſſen ſagen, welche Bürgſchaft einer moraliſchen Verantwortlich⸗ 
keit haben Sie bei anderen Einrichtungen, die nicht auf der Berant- 
wortlichkeit einer einzelnen Perſon beruhen. Wie kann eine Ver⸗ 
antwortlichkeit beſtehen bei einem Kollegium, was aus acht 
oder zehn felhſtſtändigen Männern beſteht, in dem keine einzige 
bedeutende Maßeegel anders als per majora beſchloſſen wird? 
Wer kann denn die Verantwortlichkeit tragen bei einer parlg⸗ 
mentariſchen Körperſchaft, wie der Reichstag iſt? Offenbar kann ſte 
bei keinem Einzelnen geſucht werden. Sie können alſo die Verant⸗ 
wortlichkeit voll nur bei einem Judividnum ſuchen, niemals bei einem 
Kollegium. Ich habe mir die Art, wie ich meine Verantwortung zu 
tragen habe, immer klar gemacht an dem nahe liegenden Beiſpiel des 
preußiſchen auswärtigen Amtes. Meine Stellung iſt im Reiche eine 
ſehr wirtſame; ich kann geeicht wie geſagt, unmöglich in der Seele 
eines jeden der höheren Reichsämter ſtecken, fo daß ich ſelbſt alles 
leite, aber ich kann durch eigene Beobachtung oder durch die Preſſe 
oder durch den Reichstag darauf aufmerifam gemacht, ſehr oft er⸗ 
kennen, oh irgendwo ſich eine Strömung entwickelt, die mit der 
Richtung, in der ich verantwortlich fein will, nicht im Einklang, ſteht. 
Wenn ich in der Reichspolitik die Ueberzeugung gewinne, daß Miß 
bräuche und fehlerhafte Richtung vorhanden ſind, dann din ich be⸗ 
rechtigt, unverweilt einzugreifen. Ich habe eine Leitung in dieſer 
Richtung. Das habe ich aber in Preußen nicht. Als Miniſterpräſi⸗ 
dent habe ich nur eine geſchäftsordnende Leitung, aber durchaus kein 
Verfügungsrecht. Ich kann Jahre lang überzeugt fein, daß einer 
meiner Kollegen nicht auf dem Wege iſt, in dem ich verantwortlich fein 
will, ich kann Das aber nicht ändern, außer durch Ueberredung, durch 
Bitten oder durch Maforität im Staalsminiſterium, der ſie ſich im 
einzelnen Falle unterordnen müſſen. Aber ich glaube, daß die Leitung 
einheitlich nur dann ſein kann, daß auch die Verantwortung nur dann 
geleiſtet werben kaun, wenn an der Spitze Jemand ſteht, der berechtigt 
iſt, durch Verfügung einzugreifen; es genügt ſehr oft, daß man eine 
Waffe hat und daf ihr Beſitz bekannt ißt, ohne daß man in die Noth⸗ 
wenbigkeit käme, fie zur Anwendung zu bringen. Mit dieſer Einrich 
tung iſt auch meines Erachtens das Inſtitut ſelbſtändiger Reichsmini⸗ 
ſterien immer unter der Leitung eines Premierminiſters gegeben, auf 
den alleın die Verantwortlichkeit fällt. Aber Reichs winiſterien können 
einen ſehr hohen Grad von Selbständigkeit bewähren, aber jo gut wie 
es in ausgebildeten konſtitutionellen Ländern, z. B. in England der 
Fall iſt, und ich glaube, daß ſich ſogar diejenigen Inſtitute, die dem 
Reichs kanzleramt als ſolchem untergeordnet ſind, die Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphen verwaltung und auch das künftige Reichsjuſtizamt einer ſehr 
großen Selbſtſtändigkeit erfreuen können. Daſſelbe Prinzip wird alſo 
auch auf dieſes Reichsjuſtizamt Anwendung finden, daß ſpäterhin dieſe 
Behörde einen noch höheren Grad von Selbſtſtändigkeit wie jetzt habe 
nicht blos gegenüber dem Reichskanzler, ſondern auch gegenüber der 
heutigen Bureauleitung im Reichzkauzleramt. Auch dabei erwarten 
wir doch die Entwickelung der Zukunft einigermaßen ab. Ich alaube, 
daß der heutige Geſchäſtsumfang des Reichskauzleramtes auf die 
Dauer für eine eimelne Perſon zu viel fein wird. Sie werden ein⸗ 
mal eine Perſönlichkeit von dieſer er eptionellen Arbeitskraft, wie fie 
der jetzige Herr Präſident bietet, ſchwer aufiutreiben vermögen und 


ſelbſt für dieſe mehreren Perſonen wird die Leiſtungsfähigkeit auf die 


Dauer doch zu viel. : 

Wir werden nothwendig dahin kommen, aus dem Neichskanzler⸗ 
ante — ich will nicht ſagen im nächſten Jahre, die Zeitbeftimmung iſt 
dabei aleichgüllig — ein Juflizminiſterium zu entwickeln, weiches ſo 
ſelbſtſtändig iſt wie es fein kann, wenn überhaupt ein Minifter präfie 
dent die Verantwortung für deſſen Handlungen tragen kann, wir 
werden ein Finanzminiſterium und ein Has delsminiſterinm daraus 
entwickeln können und ferner, wenn Elſaß⸗Lothringen in der Verbin⸗ 
dung mit dem Reichs kanzleramt bleibt, ein Ministerium für Elfaß- 
Lothringen, unter welchem Nanien iſt ja gleichgültig, entwickeln. Die 
Grenze der Selbſtſtändigkeit dieſes Reichsminiſteriums liegt ja weniger 
in den Rechten, die der Reichskanzler beanſprucht und beanſpruchen 
ſoll, wenn er ſich nicht felbft unterſchätzt, ſondern fie liegt in dem 
berfoffungemüßigen Rechte des Bundesftsates, und das iſt eben viel 
ſchwieriger, die Miniſterien nach der Reichsverfaſſung mit denjenigen 
Altributen auszuſtatten, die mit dem Rechte der verbündeten Nepie- 
rungen und ihrer Vertretung im Bundesrathe vereinbar find. 
möchle doch rathen, an dieſen verfaſſungsmäßigen Einrichtungen gar 
nicht oder doch nur ſehr vorſichtig zu rütteln. Der Reichskanzler it 
ja im Weſentlichen nur Beamter der Exekutive, er iſt recht eigentlich 
ein Diener Sr. Majeſtät ves Kaiſers, von dem er ernannt wird, 
er hat über die Ausführung der Geſetze zu wachen. Hierzu 
kommt ſehr oft die Herſtellung neuer Geſetze, ſowie ein erheb⸗ 
liches Quantum der Milwirkung an ber Herſtellung von Geſetzesvor⸗ 
lagen die nominell auf den Reichskanzlers fällt, t batſächlich aber auf 
den Ehef des Reichskanzleramts. Dies Amt, das der Reichskanzler 
aueübdt, iſt ja ein ihm verfaſſungsmäßig beiwohnendes, aber in allen 
Fragen der Geſetzgebung bäagt es weſentlich ab⸗von dem perſönlichen 
Vertrauen, von dem Auſehen, welches der Reichekanzler im Reichs⸗ 
tage und im Bundesratbe genießt. Denken Sie ſich einen mit Miß⸗ 
tzauen betrachteten, und nur von einer kleinen Majoxität geſtützten 
Reichskanzler, und Sie werden cin ganz anderes Bild haben, als 
wenn Sie denſelben von der Mehrheit im Reichstage mit Vertrauen 
getragen und Anterſtützt finden und ebenſo von den Bundes egierun⸗ 
gen. Das ift alſo etwas, was nicht nothwendig in der Ver faſſung 
liegt und der ganze Einfluß, den der Reichskanzler ausübt, kann ja 
eben ſo aut einem mehr oder weniger ſelbſtändigen Miniſterium unter 
ihm zu Theil werden. Es können ja unter diefen Miniſtern Staats⸗ 

männer fein, die dem b und den Bundesregierungen viel ſym⸗ 
pathiſcher ſind, als gerade die Perſon des Reich kanzler, und es wird 
ih dann jehr leicht berausſtellen, daß ein erheblicher Theil des Ein⸗ 
fluffes auf dieſe populären Miniſter ſällt, u. daß der Reichskanzler 
ohne deren Unterſtützung nicht fortarbeiten kann. Aber ich begnüge mich 
nur zu fagen: in der Stellung des Reichskanzlers und in den An⸗ 
ſprüchen die domit verbunden find, liegt in keiner Weiſe ein Hinder 
niß, die Selbständigkeit der Miniſterien, die dem Reichskanzler die 


Verontwortang tragen helſen, fo weit ausmdehnen, wie die verfaſ⸗ 
fungsmäßigen Rechte des Bundesrathes es irgend zulaſſen. (Beifall 
links.) Wollen Sie aber einen Reichskanzler haben, der Ihnen ver⸗ 
ſönlich, moraliſch und juriſtiſch verantwortlich bleibt, dann müſſen 
Sie ihm entweder das Verfügungsrecht geben, perſönlich in die Be⸗ 
ſchlüſſe eines Kollegiums, jo wie es jetzt ſtebt, einzugreifen, oder Sie 
müſſen ihm eine Berechligung geben, die ich nicht annehmen kann, w 
fie in die Rechte Sr. Maj. des Karfers eingreifen würden, nämlich 
die Entlaſſung eines Miniſters oder höheren Beamten, mit dem er 
die Verantwortung nicht tragen will, verfaſſungsmäßig als fein Recht 
zu fordern. Eins von beiden werden Sie immer bewilligen müſſen. 
Das Erſte aber genügt, um den Reichskanzler in den Stand zu letze 
feiner Verantworllichkeit entſprechend fein Amt auszulden, wenn Sie 
nicht etwa einen unvernünftigen, rechthaberiſchen Reichskanzler haben, 
der ſich in Dinge miſcht, die er nicht verſteht. N 
Abg. Windthorft: Für mich iM der Reichskanzler durchaus 
nicht das Ahſtruktum, als welches Herr Lasker ihn hingeſtellt hat, ſon⸗ 
dern etwas fo Konkretes, daß ich wünſchte, wir hätten an Stelle des 
einzelnen Mannes ein Kollegium, wie das ſonſt konſtitutioneller Uns 
iſt. Nur in Ausnahmefällen giebt es Männer, welche allein 
Maß der Verantwortlichkeit zu tragen im Stande find, wie das ft 
in Deutfhland der Fall iſt. In England hat unzweifelhaft der Mi⸗ 
niſterpräſident einen ſehr erheblichen Einfluß auf ſeine Kollegen, a 
nach Außen iſt doch das Miniſterium in toto verantwortuch und die 
Mittel einen etwa disharmonirenden Miniſter zu entfernen, liegen 
außerordentlich nahe. Wenn wirllich Reichs miniſterten erforderlich 
ſind, ſo wird man ſolche doch kaum bei dem gegenwärtigen Umfauge 
der Reichskompetenz ohne Abänderung der Verfaſſung erreichen lön⸗ 
nen und dabei wird ſich zeigen, wie weit die Einzelſtagten ſchon ver? 
ſchwunden find. (Heiterkeit.)3 Herr v. Treitſchke hat einmal hier von 
der Reichs ver faſſung behauptet, fie ſei dem Reichskanzler auf den 
Leib angepaßt. Das iſt vollſtändig wahr und fällt mir je 
Mal wieder ein, wenn irgend etwas daran verändert wird, gleich 
fühlt ſich der Reichskanzler in feiner Kleidung genirt. (Heiter 
keit.) Das wird ihm Niemand verdenken. Ich ſtimme auch darin 
dem Abg. Latzker überein daß das Reick skanzleramt an und für ſich 
in der Verfaſſung gar keinen Boden hat, es bat ſich allmälich zuerſt 
thatſächtich und nachher durch „ven Fortgang der Geſetzgebung au 
gebildet als ein eigner Staat des Reichskanzlers und iſt mäch 
geworden mit der kräftigen Entwickelung der deutſchen Verhältniſſe 
d. h. des Reichskanzlers. Heute ſoll in die Verwaltung dieſes Staat N 
eine Figur eintreten, die zunächſt der erſte vortragende Rath für die Be 
elſaß lothringiſchen Angelegenheiten ift. Das könnte mir nur ſehr au * 
genehm ſein, denn dadurch würde vielleicht der Herr General⸗Proku⸗ 5 
rator Schneegans beſeitigt; aber dann gehört dieſe Stelle in den Etat 
für das Reichsland und nicht in das Reichsbudget. Man hat aber 
dem Juſtizamt feine Stelle hier zugewieſen, damit es die Jnſſtzhobeit 
der Einzelſtaaten allmählich untergrabe. (Widerſpruch links.) Ich habe 
mich überhaupt gewundert, wie die einzelnen Staaten, die ja behaupten, 
noch zu exiſtiren, in dieſe Bildung willigen konnten, nur von 
württembergiſchen Juſtizminiſter hat man, wie die Zeitungen melden, 
ſo eine Art Berwabrung gehört. Es wird auch nicht fehlen, daß mit 
dieſem Juſtizausſchuſſe die Klage des Miniſters von Mittnacht begrün 
deter werden als jetzt, daß nämlich die Geſetze hier ausgearbeitet und 
dann fo ſpät nach Stuttgart geſchickt würden, daß er keine Zeit hätte, 
fie noch zu prüfen. Das Juſttzamt ſteht mit der Idee und 
Wortlaute der Reichsverfaſſung in Widerſpruch, denn die Ueberwachung 
der Ausführung der Geſetze gehört nicht dem Reiche kanzleramte, . 
ſondern bem Bundesrathe, fperiel_ feinem Juſtizausſchuſſe, und ich 
deshalb der Meinung, daß dieſe Erweiterung des Reichstenzler ame 
ſich mit dem Geiſte der Verfaſſung nicht verträgt und wir deshalb die 
Mittel dafür nicht bewilligen dürfen. Sind die großen Juſtingeſetze ol A 
eine ſolche Behörde möglich geworden, jo ſollte man auf dem eigne, 
ſchlagenen Wege bleiben. Es war fo ſchön, neben dem preußiſchen UT 
ſtizminiſter auch den bairiſchen, württembergiſchen und babiſchen h 
zu hören — den ſächſiſchen habe ich leider nicht gehört Weiten belt 
warum wollen Sie dieſe Männer lahm legen? 
der preußiſche Deinifter iſt dabei imereſſtet, denn wenn e 2 
Direktor des Juſtizamts nicht ſehr eng lüirt iſt, fo wird x. recht DE 
denkliche Reibungen zwiſchen beiden geben. Eine ſympathiſche Sie 
der neuen Bildung war für mich die Andeutung, daß dieſelbe 
n einer Art von Staatörath erhalten fol: wenn dem am 
o iſt — warum benennt man die Sache nicht beim rechten Namen 
Der Pröfivent des Neichskanzleramts hat mit der ihm eigenen Di 
mer” 
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beit darauf aufmerkſam gemacht, daß das Yufltzamt, er N 
dem Inkrafttreten der Juſtizgeſetze ſo recht wirkſam in 
den würde. Wir ſagt ihm aber, daß jene Gelege auch nu 
demſelben zentraliſirten Geiſte werden vollendet werden, in dei 1 
fie eingebracht worden? Und wenn dies wirklich der Fan N 
wäre, fo iſt dann immer noch Zeit genug die Behörde zu kreiren, 
Ich glaube aber auch, daß eine ſolche Juſtizadtheilung nicht in DET I 
untergeordnete Lage gebracht werden darf, in welcher ſie hier 85 
Reichskanzleramte, um einen vulgär en Ausdruck zu ien unn 1 
geschoben wird. Es iſt ein Vorzug der neueren politiſchen Entwice. 
lung, daß man dahin gelangt, die Juſti; auch in der Verwaltung 
ſelbſiſtändig zu ſtellen. Die Gefahr, daß ſie durch eine ſolche Tun; 

nung vom Reichskanzleramt von dem Leben abgelöſt werden khh 
iſt denn doch nur eine ſcheinbare. Es ift allerdings richtig, daß fel 
Zeit in Preußen an der Sritze des Geſetzgebungs Miniſtertu 
ausgezeichnetſte Juriſt des Jahrhunderts ftand, aber dieſer Mann 
durchdrungen von der Ueberzeugung, daß feiner Zeit der f 
Geſetzgebung fehle, und wenn ich auch in meiner Jugend den entdE 
geſetzten Standpunkt Tbibaut's theilte, ſo gehe ich doch jetzt im eit 
in Bezug auf die legislatoriſchen Anlagen der Gegenwart noch w 5 
über Savigny hinaus. (Senfation) Aus allen dieſen Gründen 25 
ich mich zu der hier geforderten Ausgabe für den Direkior und | 
Räthe des Juſtizamtes ablehnend verhalten. 5 4 
Ab. Lasker: Der Abg. Windthorſt hat mit Beftinumehe Die, 
der verfaſſungsmäßigen Befugniß des Bandesraths und feinen der 
genbeiten gesprochen und es ſchien, als hätte er nur die Worte 83 
Verfaſſung vorgetragen Nun ſteht aber in der n a gerade 1 * 
Gegentgeil. (Hört! Hört! links). Die Verfaſſung ſagt an der Ste 2 
wo es ſich um den Bundesrath handelt? der Bundesralh bat m nr 
yhließen, wenn er Mängel in der Geſetzgebung wahrnimmt. In d 1 
Denkſchriſt it nun kein Wort darüber enthalten, daß das neue Au 
derartige Beſchlüſſe faſſen ſoll. Auch die Deutung, als wenn 
Buntecrath dieſe Funktion bälte, ift ausgeſchloſſen, denn es heißt 
zweiten Artikel ganz klar: „Dem Kaiſer fiehe die Ausfertigung 
Verkündigung der Reichsgeſetze und die Ueberwachung der Ausfüh 
derſelben zu.” Und dies nimmt es wahr durch die Verantwortſt 
des Reichskanzlers. Für Jeden, der die Verfaſſung geleſen hat, if 
ganz deutlich, daß dies ein Theil der Funktionen des Kaiſers iſt, wel 
er durch den Reichskanzler ausübt. Der Abg. Windthorſt nannte be 
das Reichbkanzleramt einen Stab des Reichskanzlers, und führt 
dieſe Weiſe wider Willen aus, daß Art. 17 gerade fo zur Anwen 
kommen fol, wie die Verfaſſung es ausſpricht. Immer an die Gr 
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Malte, oder ob fie blos eine Abtbeilung des Reichskanzleramts fein 
ollen. Ich muß aber erklären, daß die heutigen Auslaſſungen des 
Herrn Reichskanzlers mir aufs Aeußerſte befriedigend geweſen ſind. 
Ich habe ſelbſt anerkannt, daß mit dieſen Aemtern nicht etwa rücklings 
eine Ausdehnung ber verfaſſungsmäßigen Kompetenz herbeigeführt 
N werden. ſondern ich will, daß innerhalb der verfaſſungsmäßigen Gren⸗ 
den den Aemtern eine ſelbſtſtändige Stellung gegeben werde. Und 
wenn der Herr Reichskanzler dies für die Zukunft als möglich in Aus 
ſicht geſtellt hat mit dem von mir gebilligten Vorbehalt, daß dadurch 
in keiner Weiſe die leitende Politik des Reichskanzlers gekreugt werden 
fol, fo find wir ein Stück weiter gekommen in der Drganifation 
Wenigſtens in den loyalen und verfaſſungsmößigen Beſtrebungen für 
das Reich ſtimmte ſogar der Herr Abg. Windthorſt darin überein daß, 
wenn ein Juſtizamt einmal hergeſtellt werden fol, es den Intereſſen 
und Bedürfniſſen des Landes entſprechender wäre, wenn es ſelbſtſtän⸗ 
Dig fei. Ich habe dem Abg. Windthorſt nachgewieſen, daß ein ſolches 
Juſtizamt durchaus verfaſſungsmäßig und legal iſt und ich hoffe 
desbalb, daß er dereinſt mit der ſelbſtſtändigen Organiſation 
deſſelben zufrieden fein wird. Als wir das Strafgeſetzbuch ver⸗ 
einbarten, wurde es zweifelhaft, welche Strafgeſetze der einzelnen 
Länder neben demſelben beſtehen bleiben dürften und die Frage 
kam ſchlietzlich ſehr zum Nachtheil des Reiches und wenig zum An⸗ 
ſehen des betreffenden Einzelſtaates zum Austrag, indem der oberſte 
fſuäͤchſiſche Gerichtshof ein derartiges Geſetz als nicht beſtehend neben 
dem Reichsgeſetz erkannt hat. Damals verſprach der Hr. Reichskanzler, 
daß eine Sammlung der neben dem Reichsſtrafgeſetzbuch noch zu Recht 
beſtehenden Strafgeſetze der Einzelſtaaten werde veranſtaltet 
werden. Dieſe Sammlung iſt bis heute nicht erſchienen. Das 
nenne ich eine Ueberwachung der Geſetze in dem Sinne, wie ſie 
die Verfaſſung durch den Kaiſer ausgeübt haben will und die 
Sorge dafür kann allerdings weder dem Reichskanzler aufge⸗ 
bürdet werden, noch dem Präſidenten des Reichskanzleramts, 
ſoudern dazu gehört eben ein Amt, welches nach dem Zeugniß des 
Herrn Windthorſt ſelbſt fo ſelbſtändig wie möglich gemacht werden 
ſoll. Nach der Denkſchrift ſoll die Abtheilung keine überwiegend 
geſetzgeberiſche Behörde fein, ſondern es iſt ein großer Theil von 
Verwaltungs Angelegenheiten ſchon heute als zu dieſem Reichsjuſtiz⸗ 
amt gehörig bezeichnet. Haben Sie nicht mit mir Klage geführt über 
das Derhältnir des Gefängniß weſens in Deutſchland? Sie waren 
mit mir übereinſtimmend der Anſicht, daß hierüber Beſtimmungen 
getroffen werden müſſen. Die Ausführung derſelben muß von irgend 
einem Organe überwacht werden und in der Verfaſſung fleht, 
die Ueberwachung fällt dem Kaiſer zu unter Verantwortlichkeit 
des Naichskanzlers. Der heute angeregte Gedanke verſtößt nicht gegen 
den Geiſt der Verfaſſung und ich freue mich, daß nach der Autorität 
des Reichskanzlers wir zur Erwartung berechtigt ſind, es werde mit 
der Bildung ſolcher ſelbſtſtändiger Organe vorgegangen werden, ſo⸗ 
bald die Nothwendigkeit ſich herausſtellt, gerade fo wie die Verfaſſung 
es will. Ich werde alſo keinen Anſtand nehmen, der jetzigen For⸗ 
derung meine Zuſtimmung zu geben, nur freut es mich, daß ich es 
jetzt mit beruhigterem Gewiſſen thun kann, als es vorhin der Fall 
geweſen wäre. (Beifall.) BER“ 5 
Abg. v. Kardorff: Vor e Jahren wurde von mir un 
weinen Freunden ein Antrag auf Errichtung von Reichsminiſterien 
an das Haus gebracht, ich will dieſe Gelegenheit nicht vorübergehen 
lafjen, ohne zu erklären, daß wir uns dieſelben niemals anders gedacht 
baben, als der Reichskanzler hier dargelegt hat. Keineswegs ſchien 
Ens die völlige Gleichſtellung der preußiſchen Miniſterien ein günſtiges 
Porbild für das Reich zu fern, aber wir müſſen wünſchen, daß jeder 
niſter ſich voll und ganz der Verantwortlichkeit bewußt werde, 

weſche er an der Spitze ſeines Reſſorts zu tragen hat. 

\ (Schluß folgt im Abendblatte.) 


rief- und Zeitungs berichte. 
Berlin, 1. Dezember. 
Der id die Kaiſerin haben aus Anlaß der in 
Damberg flattgehabten feierlichen Enthüllung der vom Prof. Zum⸗ 
Mich in Wien gefertigten Koloſſalbüſte des Prof. Schön lein, an die 
Doaochter des Verſtorbenen, die Gräfin Etha Pückler zu Bamberg, nach⸗ 
ſtebende Telegramme gerichtet. Das Telegramm des Kaiſers lautet: 
» beute, wo die Büſte Ihres Vaters enthüllt, iſt es mir Bedürfniß, 
{ nen mitzutheilen, daß ich der großen Verbienſte des Verewigten um 
die Wiſſenſchaft und die leidende Menſchheit ſowie feiner Meinem in 
Gott rußenden Bruder und Meinem Haufe geleiſteten fo treuen Dienſte 
mit Dankbarkeit gedenke. 30/11. Wilhelm.“ — Das Telegramm der 
Kaiſerin lautet alfo; „Ich erfahre theilnehmend die Feier, die morgen 
| Ibrem edlen Vater gilt, und kann mir nicht den Wunſch verſagen zu 
dem Danke, welchen die Wiſſenſchaft ihm widmet, die Zeichen meiner 
berſönlichen Dankbarkeit zu fügen. 29,11. Auguſta“ — Außerdem iſt 
don der Kaiſerin ein prachtvoller Lorbeerkranz nach Bamberg geſandt 
worden. Der Platz, auf welchem die Büſte Aufftellung gefunden hat, 
oll den Namen „Schönlein⸗Platz“ erhalten. 
— Die permanente Zwiſchen⸗Kommiſſion zur Be 
hung der Reichs juſtizgeſetze kann zwar erſt gewählt werden, 
dachdem das Geſetz über deren Konſtituirung und Funktionen zwiſchen 
m Reichstag und dem Bundesrath vereinbart und in dem Reichs⸗ 
Aeſetzblatt publicirt if, allein es unterliegt keinem Zweifel, daß dies 
Geg zu Stande kommt. Auch betrachtet man es als wahrſcheinlich, 
ed es den Mitgliedern der Kommiſſion für die Zeit zwiſchen dem 
baten Reichbtags und dem andern Diäten gewährt. Schon jetzt aber 
dat in allen Fraktionen ein förmliches Wetterennen um Sitze in dieſer 
ommiſſion begonnen. Namentlich find es die Juriſten, welche ſich 
drum bewerben. Dem gegenüber kann nicht oft genug betont werden, 
a es ein großer Fehler wäre, wenn die Kommiſſion nur aus 
Nüriften oder vorwiegend aus Juriſten zuſammengeſetzt würde. 
Kine solche blos juriſtiſche Kommiſſion würde ſich in techniſche Detail⸗ 
beiten vertiefen und im Verhältniß zu der früheren juriſtiſchen 
dmmiſſſon der Penelope gleichen, welche das Gewebe bei Nacht wieder 
trennt, welches fie vormals bei Tage gewoben. Hier handelt es 
dicht mehr vorzugsweiſe um techniſch⸗juriſtiſche Arbeit, 
ae um legislativ⸗politiſche, und dazu bedarf man 
% t blos handwerksmäßige Zuriften, ſondern auch praktiſche Männer 
N RS reicher Lebenderfabrung und großem Geſichtskreis, ſchreibt die 
Eribüne“. 
; > Das treffende Wort, mit welchem der Reichskanzler neulich die 
x Üfenfion der Zentrumspartei, ihr „Gewiſſen“ über 
= Autorität der Staatsgeſetze zu ſtellen, abgefertigt hat, läßt die ul⸗ 
8 ontane Preſſe nicht zur Ruhe kommen. Namentlich, daß Fürſt 
AN rd von einem „perſönlichen Ermeſſen“ im Gegenſatz zu der 
gen rät des Geſetzes“ geſprochen, hat ihre ganze Entrüftung wach⸗ 
2 fen. Und diefer Entrüſtung baben wir einige der ſchönſten Blü⸗ 
ultramontaner Staatsanſchauung zu danken, nicht gerade neue 
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F don. ten, aber für eine Partei, welche ſich bei ihrem Auftreten mit 
ns Ihr ige Pathos als „Verfaſſungsparter einführte, doch 
dn bezeichnend „Das unchriſtliche Gewiſſen“, ſagth die „Ger⸗ 
W 8 „ist allerdings nichts mehr als ein perſönliches Ermeſſen“ und 
r? unter er ⸗Majeſtät des Geſetzes“, ſofern die Majeſlät eine ſittliche iſt, 
ei Er worfen werden; aber nicht fo das chriſt liche Gewiſſen, wel⸗ 
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„perſönlichem Ermeſſen iſt.“ Wie ſtimmt dieſe Lehre mit Artikel 12 
der preußiſchen Verfaſſung, in welchem es heißt: „Der Genuß der 
bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte iſt unabhängig von dem re⸗ 
(igiöfen Bekenntniſſe. Den bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Pflich⸗ 
ten darf durch die Ausübung der Religionsfreiheit lein Abbruch ge 
ſchehen?“ Weiter ſagt die Germania“: „Die chriſtliche Obrigkeit ift 
zum Schutze der Kirche und zu chriſtlichem Regimente berufen; es 
ſollten alſo nur Chriſten in obrigkeitlichen Aemtern figen.” Wie ſtimmt 
dies Verlangen mit Art. 4 der preußiſchen Verfaſſung, welcher lautet: 
„Alle Preußen ſind vor dem Geſetze gleich. Standesvorrechte finden 
nicht ſtatt. Die öffentlichen Aemter ſind, unter Einhaltung der von 
den Geſetzen feſtgeſtellten Bedingungen für alle dazu befähig⸗ 
ten gleich zugänglich“? Im Staate der „Germania“ dürfen ferner 
„die Lehrer aller Grade nur Chriſten fein, und auf allen Lehrſtühlen 
darf nichts der chriſtlichen Wahrheit Widerſprechendes gelehrt werden. 
Auch in der Preſſe und auf den Tribünen von Reichs⸗ und Landtagen 
darf dies nicht geduldet werden.“ Alſo vor Allem keine jüdiſchen Pro⸗ 
feſſoren und alle Uebrigen gebunden an die „chrifiliche Wahrheit.“ 
Was aber verſteht die „Germania“ unter „hrifiliher Wahrheit“? 
Was die römiſch⸗katholiſche Kirche, d. h. ſeit dem Vatikanum, was der 
unfehlbare Papſt als ſolche erklärt. Die Entſcheidungen, welche der 
Papſt ex cathedra erläßt, ſollenß die bindende Norm für die deutſche 
Wiſſenſchaft fein. Und dennoch ſagt Art. 20 der preußiſchen Verfaſ⸗ 
fung: „Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt frei“! In der That ein 
frivolerer Schwindel als dieſe „Verfgſſungspartei“, iſt im politiſchen 
Leben wohl niemals geſehen worden. Dem Zentrum ſelbſt ſcheint bei 
der koloſſalen Unwahrheit dieſer Bezeichnung nicht mehr recht geheuer 
zu ſein; es hat ſich derſelben neuerdings gänzlich begeben. Das kann 
uns jedoch nicht hindern, ab und zu an ein Manöver zu erinnern, 
welches die jeſuitiſche Taktik der Ultramonen beſſer als irgend ein ans 
deres charakteriſirt. 

— Denjenigen Mannſchaften, welche unmittelbar nach dem Aus⸗ 
bruche des Krieges von 1870 und dann zu Anfang 1871 zu den damals 
gebildeten Beſatzungs⸗Bataillonen einberufen worden find und 
während der erſten Tage des Dienſtes wegen augenblicklichen, aber ſo⸗ 
fort abgeholfenen Mangels an Uniformſtücken ihre Civilkleidung ganz 
oder theilweiſe baben weiter tragen müſſen, iſt nachträglich eine geringe 
Entſchädigung bewilligt worden, welche von den bezeichneten Mann⸗ 
ſchaften innerhalb dreimonatlicher Friſt bei dem Feldwebel desjenigen 
Landwehr ⸗Compagniebezirks, in welchem ihr Wohnort liegt, in Em⸗ 
pfang genommen werden kann. Die Landwehrbezirks⸗ Commandos ſol⸗ 
len fernere Anſprüche, wenn fie verſpätet eingehen, nicht mehr berück 
bnd nachdem ſie für eine gehörige Kundmachung geſorgt haben 
werden. 

— Ein Standesbeamter hatte ſich geweigert, einer Zeitung 
die Namen der bei ihm angemeldeten Geborenen und Geſtorbenen be⸗ 
hufs Veröffentlichung zu überlaſſen, weil das Geſetz derartiges nicht 
vorſchreibt und dadurch Familiennachrichten in die Oeffentlichkeit ge⸗ 
bracht werden, deren Bekanntwerden den Betreffenden möglicherweiſe 
unangenehm fein könnte. Die Redaktion der Zeitung wendete ſich in 
Folge deſſen mit einer Eingabe an die Provinzialregierung und er⸗ 
bielt umgehend den Beſcheid, daß die Regierung durchaus kein Beden⸗ 
ken gegen die Veröffentlichung der Standesregiſter habe, dieſelbe ſo⸗ 
gar gern ſehen würde. 

London, 29. Nov. Der Hirtenbrief Erzbiſchof Man⸗ 
nings iſt am Tage nach ſeiner Ankunft in Rom geſchrieben. Die 
ſtrikte Erklärung, daß, wer nicht an das Unfehlbarkeitsdogma glaube, 
ipso facto nicht mehr Katholik ſei, wird nicht verfehlen, in England 
lebhafte Erregung hervorzubringen und den Zerſetzungsprozeß auch 
der engliſch⸗katholiſchen Kirche, von dem in letzter Zeit vielfach ge⸗ 
ſprochen wurde, herbeizuführen. Der Episkopat iſt, nachdem auch Du⸗ 
panloup ſeine Römerfahrt abſolvirt, faſt vollzählig auf dem Unfehl⸗ 
barkeitsſtandpunkt. Der engliſche Prälat konnte demnach, ohne nach 
dieſer Seite anzuſtoßen, den Satz von der Nothwendigkeit des Glau⸗ 
bens an die Unfehlbarkeit ausſprechen. 


fohnies and Propinzieiles. 


Poſen, 2. Dezember. 


ur Die engere Wahl zwiſchen dem Poſthalter Gerlach und dem 
Kaufmann C. Hartwig, welche auf Donnerſtag den 3. d. Mts. an⸗ 
beraumt war, iſt vertagt worden, indem die kgl. Regierung in Folge 
der Petition des Bürgervereins beſchloſſen hat, zunächſt Bericht vom 
Magiſtrat einzufordern. 

r. Der Konſiſtorialbote Schulz, welcher im Jahre 1824 in 
die dritte Kompagnie des 6. Infanterie Regiments eintrat, und vach 
jähriger Dienſtzeit in feine jetzige Stellung überging, feierte am 4. 
v. M. fein 50jähriges Dienſtjubläum. Nachdem die Regimentskapelle 
dem würdigen Jubilar ein Morgenſtändchen dargebracht und eine 
Deputation des Regiments ihm mehrere Geſchenke überreicht hatte, 
erſchien der Oberſt des Regiments, ſowie der Bataillons⸗Kommandeur 
mit ſämmtlichen Offizieren der Kompagnie, in welcher der Jubilar 
beinahe drei Dezennien gedient, in der Wohnung deſſelben und brach⸗ 
ten ihm perſönlich ihre Glückwünſche dar. Ebenſo ftaiteten der Gene⸗ 
zalſuperintendent und die Konſiſtoriglräthe ihm ihren Beſuch ab; der 
Erſtere hielt dabei eine Anrede an den Jubilar, der durch alle dieſe 
Beweise der Huld und Anerkennung ſeitens feiner Vorgeſetzten tief ge⸗ 
rührt war und überreichte ihm eine reich verzierte Bibel. 


Bionis- und Volkswirihſchaft. 


** London, 1. Dezember. Bei der heutigen Wollauktion waren 
fehlerhafte Wollen weichend, andere Sorten behauptet. . 

Petersburg, den 1. Dez. Das hieſige Bankhaus Wynecken 
macht unter Bezugnahme auf die durch ein hieſiges Lokalblatt ver⸗ 
breiteten fälſchlichen Gerüchte bekannt, daß es vom morgenden Tage 
ab feine ſämmtlichen, ſelbſt die erſt nach 3 Monaten fälligen Accepte, 
unter Abzug des Bankdiskontſatzes, baar auszahlen werde. 
EEE / RE IT REED VEN RITTER ET ESTER EEE TEE TITTEN HERE 


Vermiſchtes. 


„ Hirſehberg, 30 November. Am Sonnabend iſt der „Schlef 
Volksztg.“ zufolge der gräfl. Schaffgotſche Kameraldirektor v. Berger 
zu Hermsdorf u. K. wegen Kaſſendefekten (man ſpricht von 300,000 
in int hafter worden. v. B. iſt 75 Jahre alt und faſt 30 Jahre 

It. 


mußte wohl nicht e 
denn pl. an⸗ 
genſchaft befreit, riß mit einem Sprunge den Pinſel aus dem Kleiſter⸗ 
topfe, ſprang auf ein Expeditionsſpinde und beſtrich nun eifrigſt die 
Wand, ſo daß die Tapete die ſchönſten Karrikatu ren zeigte. Erſt nach 


5 
einer langen Jagd gelang es, den Künſtler einzufangen, der immer 
noch den Mintel krampfhaft umfaßt bielt⸗ hufang 


Verantwortlicher Nevakteur: Dr. Iulınd Walner in Polen. 4 


 Arigekommene Stemde vom 2. Dezember. | 


HOTEL DE BERLIN. Die Rittergutsbeſ. Bleek a. Chruſtowo u- 
Szelicki a, Chociexki, Propſt Manihi a. Barda, die Gutsbeſ. Polela⸗ 
belin u. Frau a. Nu chizki u. Jeſiomek a. Szarſt, die Kaufleute Wierz⸗ 
bickt a. Gneſen, Alleanus a. Dresden, Metz a. Mainz, Brennereiin⸗ N 
ſpeklor Eggert a. Tarnowo, Riemermeiſter Pechmann a. Berlin, Frl. 0 
Schmidt a. Dresden. 2 

HOTEL ZUM SCHWARZEN ADLER. Die Gutsbeſitzer Gz. 
dziewski a. Schroda u. Bote a. Potwica, die Kaufleute M. Lewin u. 
8 5 Dolzik, Krasnoſielski aus Breslau, Bürger Margraf aus j 
Stargardt. Bei 

C. SCHARFFENBERG’S HOTEL. Die Kaufleute Fuchs und 
Mohol a. Berlin, Liebe a. Waldheim, Fröhlich a. Sagan, Pulverma⸗ 0 
cher u. Hirſchberg a. Breslau, Lewin g. Berlin, die Rittergutsbeſitzer 
8. Chu 5 Latolice u. Maksprany a. Dobienzien, Gutsbeſ. Lehmann 
a. Chmielewo. 

MYLIUS’ HOTEL DE DRESDE, Die Rittergutsbeſ. Baron vz. 
Unruh⸗Bomſt a. Wollſtein, Baarth u. Familie a. Cerekwica, Lange a. 
Groß Nybnow, Vice Appell. Ger.⸗Präſid. Drenkmann a. Berlin, Die 
rektor Quandt aus Kös ein, Künſtler Hauſer aus Breslau, Oekonom 
Blütchen a. Cottbus, die Kaufleute Rothenberg, Liebes, Simon, Ehr⸗ 
lich u. Hallo a. Berlin, Ferrary a. Leipzig, Beismann a. Guben. f 


Depeschen 


Bis 11 Uhr Vormittags eingegangene 

Verſailles, 1. Dezember. (National⸗Verſammlung. 
Fortſetzung). Zu Bizepräfiventen wurden gewählt: Martel mit 
422, Benoift Azy mit 327 und Kerdrel mit 287 Stimmen. Bei 
der Wahl des vierten Vizepräſidenten erhielt Audiffret⸗Pas⸗ 
guter (rechtes Zentrum) 267, Rampon (linkes Zentrum) 247 
Stimmen. Morgen findet die Berathung des Geſetzentwurfs über di 
Organiſirung der Cadres, ſowie der Vorlage über das höhere Unter⸗ 
richts weſen ſtatt. N 


u I a Fa ae 


Bekanntmachung. | 
Der von dem Wahlvorſtande der I. Abtheilung auf den 3. d. 
Mts. angeſetzte Termin zur engeren Wahl eines Stadtverordneten 
wird in Folge Anordnung der Königlichen Regierung, Abtheilung des 
Innern, vom 30. vor. Mid. bis auf Weiteres ausgeſetzt, wovon 
die Wähler der I. Abtheilung hiermit in Kenntniß geſetzt werden. zu 
Bojen, den 1. Dezember 1874. t 


Der Magiſtrat. 


Telegraphiſche Nörſenberichte. 


Breslau, 1. Dezbr., Nachmittags. (Getreidemarkt). Spiritus 

r. 100 Liter 100 pCt. pr. Dezember 1814, pr. April⸗Mai 57 Mk. — 
f. Weizen pr. Arril⸗Mai 63 Reue pr. Dezember 51%, pr. 

April⸗Mai 148 Mi Rübdl pr. Dezbr. 17%, pr. April-⸗Mai 55% 
Mk., pr. Mai⸗Juni 57 Mk. — Wetter: Schön. 


lo netto 185 B., G., pr. pr. Dezember⸗Januar 
„ 184 G., pr. Jan.⸗Febr. 1000 Kilo netto 
B., 186 G., April⸗Mat Kilo netto 190 B., 189 G 


Br., 160 G., April⸗Mal 1 
Br., 152 G. Hafer feſt. Gerſte feſt Rüböl matt, loco u. pr. 
Dezember 56, pr. Mai pr. 200 Pfd. 57%. Spiritueſtill, pr. 
Dezember 4512, Febr.⸗März 46, pr. April⸗Mai 46%, Mai⸗Juni pr. 
100 L. 100 pCt. 46%. Kaffee matt, Umſatz gering. Petroleum matt, 
Standard white loko 9, 90 B., 9, 70 G., pr. Dezember 9, 70 Gd. 
pr. Januar⸗März 10, 25 Od. pr. Aug⸗Dezember 11, 25 G. Wetter; 


Regen. 
„Köln, 1. Dezember, Nachmittags 1 Ubr. (Getreidemarkt). Wetter: 
Milde. Weizen 85 hieſiger ER 5 25, fremder loko 6, 20, pr. 


3 
+ 
4 


— 


f 1 
2 


pr. März 18 Mk. 85 Pf., pr. Mai 18 Mk. 90 Pf. Rogge 3 
biefiger loko 6, 7%, pr. März 15 Mk. 10 91 pr. Mas 14 ) . 4 
10 = ai feft, loco 6, 20, pr. März 15 M at ; 


k. 30 Pf., pr. M 

Wer RÜBSL matt, leo e, d. Mat Bi Dir 19 

London, 30 November, Nachmittags. Getreidemarkt (Schlußbe⸗ 

h e ſchleppend, 1 Sh. höher, Mehl ruhig, Frühjahrsgetreide 
Di e. 


Wetter: Trüb 


* 
4 


a 


7! 


# 


(Schluß ⸗ 
2 hg 10,000 B., davon für Spekulation und Export 2005 7 


Ne 


middling Dhollerah 4½, middl. 
Broach 5%, new fair O 


Upland nicht unter good ordinary November « Dezember 7 Ver⸗ 57 
ſchiffung 5 Berſchi nicht 
unter low middling Februar » März > Lieferung —, März ⸗Liefe⸗ 
rung — d. 
85 N 1. Dezember. Roheiſen. Mixed numbers warrants 
Die Verſchiffungen der letzten Woche betrugen 11,100 Tons gegen 
10,100 Tons in derſelben Woche des 1 Jahres. = 
„ Manchefter, 1. Dezember, Nachmittags. 12r Water Armitage 
8%, 12r Water Taylor 10, Mr Water Micoolls 11, Hr Water 
Glow 12, 30er Water Clayton 13%, 40er Mulle Mavol 11%, r 
Medio Wilkinſon 13%, 36r Warpcops Qualität Rowland 13, 40 r 
5 Befton 13%, 60r Double Weſton 15%, Printers , % 
ꝓfb. d 5 
Amſterdam, 1. Dezbr, Nachm. Getreidemarkt (Schlußbericht)̃ . 
Weizen pr. März 269, per Mat 270. Ro 88 en pr. März 186, pr 
Mai —. Raps pr. Früh. 358 Fl. Rüböl loko 314, pr. Herbft 
3144. pr. Frübjahr 3313. Wetter: Regneriſch. 9 
® . oe De eien en 4 3 * 
zetreide ußbericht. zen ruhig, dän. 254. = 
en beh. inländt A, petersb. 1914. Wange, e 4 
1 


. EEE EN TE 


aen beh, inländ. 


Hafer nachgbd., 
Gerſte ſtetig, dän. —. l 
Petroleum⸗Markt (Schlußbericht). Raffinirtes, Type weiß 
loko 24% bz., 25 B., pr. November — bz., — B., pr. Dezember 
24% bz., 24% Br., pr. Januar 25 Br., pr. Januar⸗März 25 Be. 


eſt. 

Baris, 1. Dezember, Nachmittags. (Produktenmarkt.) Weizen 
behauptet, vr. Dezember 35, 00, br. Jan.⸗Febr. 25, 00, anger 5 
April 25, 25, März⸗Juni 25, 50. Mehl ruhig, pr. Dezember 53, 50, 1 
Jan. Febr. 53, 25, pr. Januar⸗April 53. 50, pr. März⸗Juni 54,00, 
Rüböl pr. Dezember 73, 75, pr. Jan, 74, 75, Januar⸗April 76, 00, 
pr. Mai⸗Auguſt 77,50. Spiritus ruhig, pr. Dezember 53, 00, Mai 
Auguſt 57, 00. — Wetter: —. 


